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An den
Asta der TH Darmstadt

im Hause
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An den
Wahlausschuß der Studentenschaft 
der TH Darmstadt

<ÖV»

'V'. (o !"¥?
im Hause

Betr.: Wahlen zum Studentenparlament und zu den Fachschaftsräten 
im SS 1979

Bezug: Beschlüsse des VG Darmstadt vom 25.05.1979 
- VI H 125/79 und VI G 147/79 -

Sehr geehrte Herren«

Am 25.05.1979 hat das Verwaltungsgericht Ihre Anträge, die zum 

Gegenstand hatten« daß Sie die Wahlen im SS 1979 als Urnenwahl 

mit der Möglichkeit der Briefwahl durchführen können« abgelehnt.

%
In mehreren Gesprächen mit Ihnen hat sich ergeben« daß Sie bisher 

keine Schritte in die Wege geleitet haben« die von Ihnen durchzu- 

führenden Wahlen entsprechend den Beschlüssen des VG Darmstadt 

durchzuführen.

In Anbetracht dieser Sachlage ergeht folgender

1) Ich fordere Sie auf« unverzüglich die Durchführung der Wahlen 

zu dem Studentenparlament und zu den Fachschaftsräten gern. § 65 

Abs. 3 Satz 3 HHG in Verbindung mit § 15 Abs.1 Satz 2 HHG

Bescheid :

zu beschließen und



2) Ich fordere Sie auf, die eingereichten Lasten für die Wahlen 

zum Studentenparlament und zu den Fachschaftsräten unverzüglich 

dem Wahlleiter auszuhändigen.

3) Ich untersage der Studentenschaft, die Wahlen zum Studentenpar­

lament und zu den Fachschaftsräten anders durchzuführen, als 

unter Ziff. 1) angegeben.

4) Ich untersage der Studentenschaft, Gelder für Wahlen zum Studen­

tenparlament und zu den Fachsohaftsräten auszugeben, die nicht 

der Regelung in Ziff. 1) entsprechen.

5) Sollte die Studentenschaft bzw. ihr Wahlausschuß bis zum 

15.06.1979 keine den Vorschriften der §§ 65 und 15 HHG ent­

sprechende Wahlbekanntmachung beschließen' und nicht Beschluß 

fassen über die Durchführung entsprechender Wahlen, werde ich

gezwungen sein, den derzeitigen Wahlausschuß abzusetzenund . 

einen anderen Wahlausschuß einzusetzen.

6) Die sofortige Vollziehbarkeit dieses Bescheides gern. § 80 Abs.2 

Nr. 4J1VwGÖ wird angeordnet.

Begründung:

Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 HHG, der gern. § 65 Abs. 3 HHG für die 

Wahlen zum Studentenparlament und zu den Fachschaftsräten entspreche 

Anwendung findet, sind allen Wahlberechtigten die Unterlagen für 

die Briefwahl zuzusenden. Was unter Brief wahlunterlagen zu verstehen 

ist, ergibt sich aus § 20 Abs. 1 der Wahlordnung der TH Darmstadt 

vom 28.03.1979 (Amtsblatt 1979 Nr. 4). Die Wahlordnung der TH 

Darmstadt gilt gern. § 14 Abs. 8 und § 25 Abs. 2 der Satzung der



Studentenschaft vom 01.06.1974 für die Wahlen zum Studentenparla­

ment und zu den Fachschaftsräten entsprechend. Zwar süht die 

Studentenschaftssatzung vom 01.06.1974 die ürnenwahl als Regel­

wahl mit der Möglichkeit dar Briefwähl auf Antrag vor (gern. § 14 

Abs. 4 und 8 der Satzung der Studentenschaft), doch sind diese----------- ------——7'
Vorschriften durch die höherrangigen Vorschriften des Hochschul-
---  ----- ——-—— — ——      — —----- -----— _______ ___——    _ ________ ______^
gesetzes vom 16.06.1978 außerKraft getreten, da die Vorschriften

des Hochschulgesetzes unmittelbar gelten.

Durch das von Ihnen angestrengte_VgrwaltungsstreJ.tverfahren ist
v------------ -- _ " '
jedenfalls festgestellt worden, daß die Wahlen im SS 1979 so 

durchgeführt werden müssen, wie es im § 1 5 HHG festgalegt ist.

Das~VG Darmstadt hat - jedenfalls im Eilverfahren - eine Verfassungs- 

widrigkeit de's § 15 HHG nicht feststellen können. An diese Entschei­

dung sind Sie, sowie der PräsidentTder TH Darmstadt als Rechts- 
---  —  ~~ ~~ ' ——    ----- ----- “'‘   ------ - “ ' '—̂

aufSichtsbehörde über die Studentenschaft gebunden.
_____________ — -----

üm baldmöglichst ordnungsgemäße Wahlen zu gewährleisten, bedurfte 

es der vorliegenden Anordnung. Dabei war zu berücksichtigen, daß 

als geeignetes Mittel des Eingriffes zunächst die Aufforderung an 

Sie gerichtet werden mußte, entsprechend^dera^Gesetz und den Gerichts­

urteilen zu verfahren. Sollten Sie dieser Aufforderung nicht nach- 

kommen, wäre der Präsident gehalten, von sich aus einen Wahlausschuß 

einzusetzen, der die Durchführung der Wahlen in einwandfreier Weise 

gewährleistet.

Da nach § 15 Abs. 5 HHG der Kanzler für den Druck der Stimmzettel 

sowie die Übersendung der Briefwahlunterlagen sorgt, mußte die 

Aufforderung an Sie ergehen, die Ihnen vorliegenden Listen dem 

Kanzler auszuhändigen.



Da die von Ihnen bisher angekündigten Wahlen (Urnenwahl als Regel­

wahl) nicht rechtens sind, wären Sie aufzufordern, keine Gelder
?   ______________—-— ------------ - n— ----------------------
der Studentenschaft dafür zu verwenden, da dies eine Zweckentfrem- 

dung von Studentenschaftsgeldern wäre. Darüberhinaus ist darauf 

hinzuweisen, daß in Ihrem Haushalt 78, der 1979 entsprechend gilt, 

Gelder für Wahlen nicht eingesetzt sind. Ein rechtmäßig zustandege­

kommener Haushaltsplan für das Jahr 1979 liegt im übrigen nicht oor.

Da nach § 83 HHG die Amtszeit der Mitglieder des Studentenparlaments 

und der Pach3chaftsräte am 15.06.1979 endet, ist es dringend er­

forderlich, daß umgehend die Neuwahlen durchgeführt werden, um die 

Funktionsfähigkeit der Or'gane der Studentenschaft zu erhalten bzw. 

wieder herzustellen. Aus diesem Grunde war es erforderlich, die 

sofortige Vollziehbarkeit der ergangenen Anordnungen anzuordnen.

Mit fre idlichen Grüßen
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Gegen die Nr. 1 bis 5 dieses Bescheides können Sie innerhalb eines 

Monats nach Zustellung Widerspruch beim Präsidenten der TH Darmstadt, 

Karolinenplatz 5, 61 Darmstadt, schriftlich oder zu Protokoll im 

Präsidialbüro (Zi. 662 oder 664 im Verwaltungsgebäude, Karolinenplatz 

einlegen. Der Widerspruch ist zu begründen. Die Widerspruchsfrist 

wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb der gleichen 

Frist beim Hessischen Kultusminister, Luisenplatz 5, 62 Wiesbaden

eingelegt wird.
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Gegen die Nr. 6 dieses Bescheides kann Antrag auf Wiederher­

stellung der aufschiebenden Wirkung gestellt werden. Der Antrag 

kann auch schon vor Erhebung einer Klage gestallt werden. Der 

Antrag ist beim Verwaltungsgericht Darmstadt, Neckarstrasse 3, 

61 Darmstadt einzureichen.

ausgefertigt und abgesaridi


